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Einleitung 

Anregung zu der vorliegenden Arbeit gaben zunächst die überraschend 
großen wirtschaftlichen Schwierigkeiten, die sich im Gefolge der deutschen 
Wiedervereinigung einstellten. Dabei waren Gesamtvereinbarungen - also 
Tarifverträge, Betriebsvereinbarungen und neuerdings auch Richtlinien nach 
§ 28 Abs. 2 SprAuG - unter falschen Erwartungen abgeschlossen worden, 
deren Durchführung angesichts der tatsächlichen Entwicklung teilweise rui­
nöse Auswirkung hatten bzw. gehabt hätten. 

Nachdem am 1.7.1990 das BetrVG in der ehemaligen DDR in Kraft getre­
ten war, wurden auf Betriebsebene zahlreiche Sozialpläne abgeschlossen, um 
die im Zusammenhang mit der Einführung der Marktwirtschaft notwendig 
gewordenen betrieblichen Umstrukturierungen auch entsprechend den Vor­
schriften des Betriebsverfassungsgesetzes durchzuführenl . 

Beim Abschluß dieser Sozialpläne herrschte allgemein die Ansicht vor, daß 
die Wirtschaft der DDR als einer führenden Technologienation des Ostblockes 
zügig an das Westniveau herangeführt werden könne und deshalb ein Großteil 
der Ostunternehmen mit noch erträglichen Umstrukturierungen zu sanieren 
sei. Besonders wichtig war hierbei die Überzeugung, daß die Unternehmen 
einen Großteil ihres Ostmarktes würden halten können. Diese Erwartung hat 
sich nach den gravierenden politischen Umwälzungen im Ostblock nicht ver­
wirkliche. Hinzu kamen weitere unerwartete Probleme, wie unzureichende 
Infrastruktur, technische Überalterung und ungeklärte Eigentumsfragen. Dies 
alles führte dazu, daß der erwartete Aufschwung Ost sich insbesondere im 
Hinblick auf die "Kosten der Einheit" in einen Pessimismus "Abschwung 
West" verkehrte. Dementsprechend überstiegen viele Sozialpläne die tatsäch­
liche Wirtschaftskraft der Unternehmen, die sie abgeschlossen hatten. 

I Nach der Rechtsprechung des BAG konnten vorher keine Abfindungsansprüche für 
Arbeitnehmer durch sogenannte Betriebskollektivverträge zwischen Betrieb und Be­
triebsleitung wirksam begründet werden. BAG AP Nr. 1 zu § 28 DDR-AGB = NZA 
1992, 1135 ff.; zuletzt m.w.N. zur Kritik in der Literatur BAG NZA 1995, 687 ff.; vgl. 
auch Däubler BB 1993, 427 ff. 

2 V gl. Buchner NZA 1993, 289 ff. - 296. 
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In Einzelfällen wurde der Dotierungsrahmen sogar auf Einzelaktiva, etwa 
auf einzelne Grundstücke, welche den wesentlichen Besitz des Unternehmens 
ausmachten, oder auf bestimmte Erwerbsaussichten, wie einen Großauftrag 
aus der Sowjetunion, gestützt. Dann stellte sich heraus, daß die angenomme­
nen Voraussetzungen falsch waren, weil für das Grundstück ein Rückübereig­
nungsanspruch bestand oder der Auftrag wegen des Zerfalls der Sowjetunion 
entfiel. Auch wurden Sozialplanansprüche in der Erwartung geschlossen, daß 
die Treuhand für ihre Erfüllung einstehen würde3• Die Treuhand hat jedoch 
aufgrund einer gemeinsamen Erklärung mit dem DGB und der DAG vom 
13.04.1991 in ihrer Richtlinie zu Sozialplänen nur Ansprüche bis maximal 
5.000.- DM für jeden betroffenen Arbeitnehmer übernommen4 • 

In all diesen Fällen stellte sich dann die Frage, ob und wie die Beteiligten 
eine Anpassung der Sozialpläne an die tatsächliche Lage erreichen können. 

Noch dramatischer war die Entwicklung im Bereich des Tarifwesens. In 
den neuen Bundesländern wurden im März 1991 einheitliche Tarifverträge im 
Industriebereich Metall abgeschlossen, die bei mehrjähriger Laufzeit eine 
stufenweise Anpassung des Lohnniveaus an den Weststandard vorsahen. Hier­
nach sollte der Tariflohn am 1. April 1993 um 26% steigen. Neben der oben 
schon ausgeführten unerwartet schlechten wirtschaftlichen Entwicklung in den 
neuen Bundesländern kam im Metallbereich noch eine allgemeine Strukturkri­
se hinzu. 

Die Arbeitgeberverbände Elektro / Metall in den neuen Bundesländern 
trugen daraufhin seit Herbst 1992 vor, daß bei einem Festhalten am verein­
barten Stufentarifvertrag über 20% der verbandsangehörigen Unternehmen 
der Ruin drohe und zahllose Arbeitsplätze zerstört würden. Nachdem die 
tarifvertraglich vorgesehenen Revisionsverhandlungen ergebnislos blieben, 
erklärten die Arbeitgeberverbände im Frühjahr 1993 die außerordentliche 
Kündigung der Tarifverträge. Die Gewerkschaften hielten diese Kündigung 
für evident rechtswidrig5• Als Gegenmaßnahme veranlaßten sie Arbeitsnie­
derlegungen, die sie als kollektive Ausübung des den Arbeitnehmern zukom­
menden Zurückbehaltungsrechts bezeichneten. Schließlich wurden doch neue 
Vereinbarungen getroffen und die Arbeitgeber nahmen ihre außerordentliche 
Kündigung wieder zurück6• 

Dieser bis dahin einmalige Vorgang wiederholte sich sodann im August 
1996, als diesmal der Hauptverband der Deutschen Bauindustrie den im März 

3 Vgl. zu den tatsächlichen Vorgängen auch Meyer, NZA 1995,974 ff. - 974 f. 
4 Vgl. BAG AP Nr. 86 zu § 112 BetrVG = NZA 1995,314 ff= DB 1995, 1240 ff, 

dem dieser Sachverhalt zugrunde lag. 
S V gl. AuA 1993, 164 "Kündigung von Ost-Tarifverträgen - klarer Rechtsbruch". 
6 V gl. die Dokumentation der Geschehnisse in AuR 1993, S. 111 ff. 
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1995 abgeschlossenen ostdeutschen Stufentarifvertrag fristlos kündigte. Wie­
derum beriefen sich die Arbeitgeber darauf, daß sich die wirtschaftliche Lage 
zugespitzt habe, insbesondere auch wegen der Konkurrenz aus dem europäi­
schen Binnenmarkt. Ohnehin seien in den meisten Unternehmen tatsächlich 
bereits Löhne unterhalb der Tarifvereinbarung gezahlt worden, diese also 
faktisch obsolet geworden. Schließlich wurde vor einer Flucht aus den Arbeit­
geberverbänden gewarnt, weil über 10 % der Unternehmen ihren Austritt 
angekündigt hätten? 

Unabhängig von den gravierenden Problemen im Osten haben sich die 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten der gesamtdeutschen Wirtschaft ab Mitte 
1992 aufgrund der Weltwirtschaftslage dramatisch entwickelt und nach einer 
kurzen Beruhigung im Jahre 1995 stieg seit 1996 die Arbeitslosigkeit auf eine 
bisher in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland nicht erreichte Hö­
he. Ein Ende der immer noch steigenden Tendenz ist zur Zeit nicht absehbar. 
Auch insoweit stellt sich die allgemeine Frage, wie die Arbeitgeberseite im 
Rahmen einer Rezession oder Strukturkrise im Bereich kollektiver Vereinba­
rungen Einsparungen herbeiführen kann, um einer drohenden Branchen- bzw. 
Unternehmenskrise möglichst frühzeitig entgegenzuwirken und drohende 
Insolvenzen abzuwenden8 • 

Eine praktische Reaktion auf die Rezession seit 1992 war das Bemühen 
zahlreicher Unternehmen, ihre bislang gewährten freiwilligen Leistungen zu 
reduzieren oder gar zu beenden. Dadurch hat insbesondere die Diskussion an 
Bedeutung gewonnen, ob eine grundlose Kündigung sogenannter freiwilliger 
Betriebsvereinbarungen ohne jegliche Nachwirkung zulässig ist. 

Im Herbst 1993 kündigte der Arbeitgeberverband Gesamtmetall die west­
deutschen Metalltarifverträge und forderte sogar nominale Lohnkürzungen9 • 

Auch dieser Vorgang ist, wie schon die außerordentliche Kündigung der Ost­
tarifverträge, einmalig in der deutschen Tarifgeschichte. 

Schließlich wird neben der Bekämpfung von Unternehmensgefährdungen 
insbesondere in Rezessionszeiten darüber diskutiert, wie man die zuvor er­
wähnte, seit den siebziger Jahren ständig steigende sog. "Sockelarbeitslosig­
keit" bekämpfen kann, die auch bei einer wirtschaftlichen Hochkonjunktur 

7 Vgl. Pressemeldungen in SZ vom 31.08.1996 S. 1; FAZ vom 31.08.1926, S. 13. 
8 Dementsprechend wurden während der Rezession im Jahre 1982 Uberlegungen 

angestellt, inwieweit das Arbeitsrecht einen Beitrag zur Unternehmenssanierung bereit­
stellen könnte. So hieß das arbeitsrechtliche Thema der Abteilung E zum 54. DJT 
"Möglichkeiten der Sanierung von Unternehmen durch Maßnahmen im Unternehmens-, 
Arbeits-, Sozial- und Insolvenzrecht"zu dem das Gutachten von Hanau, Peter gefertigt 
wurde. 

9 Vgl. Pressemitteilung FAZ vom 29.09.1993, S. 15 und den Kommentar von Rainer 
Hank "Angriff der Arbeitgeber" an selber Stelle. 


